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Synoptische Darstellung 
Reglement über die Siedlungsentwässerung (Abwasserreglement) der Gemeinde Glarus Nord (Teilrevision) 

 

Altes Recht Neues Recht Begründung / Kommentare 

I. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 01 Zweck 

1. Dieses Reglement regelt die Entwässerung, 
den Bau, Betrieb, Unterhalt und die Erneue-
rung der dazu nötigen öffentlichen und priva-
ten Abwasseranlagen sowie deren Finanzie-
rung im Rahmen der eidgenössischen und 
kantonalen Vorschriften, insbesondere des 
eidgenössischen Gewässerschutzgesetzes 
und seiner Ausführungserlasse sowie des 
kantonalen Einführungsgesetzes zum Gewäs-
serschutzgesetz und seiner Ausführungser-
lasse. 

2. Es bezweckt den Schutz der Gewässer vor 
nachteiligen Einwirkungen. 

Art. 01 Zweck 

1. Dieses Reglement regelt die Entwässerung, 
den Bau, Betrieb, Unterhalt und die Erneue-
rung der dazu nötigen öffentlichen und priva-
ten Abwasseranlagen sowie deren Finanzie-
rung im Rahmen der eidgenössischen und 
kantonalen Vorschriften, insbesondere des 
eidgenössischen Gewässerschutzgesetzes 
und seiner Ausführungserlasse sowie des 
kantonalen Einführungsgesetzes zum Gewäs-
serschutzgesetz und seiner Ausführungser-
lasse. 

2. Es bezweckt den Schutz der Gewässer vor 
nachteiligen Einwirkungen. 

 

Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 

Art. 02 Geltungsbereich, Begriffe 

1. Dieses Reglement gilt für das gesamte Entsor-
gungsgebiet der Gemeinde Glarus Nord, so-
fern nicht übergeordnetes Recht andere Zu-
ständigkeiten festlegt. 

2. Die Fachbegriffe werden im Anhang erklärt. 

3. Die Abwasserentsorgung wird vom Ressort 
Bau und Umwelt (nachfolgend „Ressort“ ge-
nannt) und der zuständigen Abteilung mit den 
Fachstellen (nachfolgend „zuständige Stelle“ 
genannt) verwaltet. 

Art. 02 Geltungsbereich, Begriffe 

1. Dieses Reglement gilt für das gesamte Entsor-
gungsgebiet der Gemeinde Glarus Nord, so-
fern nicht übergeordnetes Recht andere Zu-
ständigkeiten festlegt. 

2. Die Fachbegriffe werden im Anhang erklärt. 

3. Die Abwasserentsorgung wird vom Ressort 
Bau und Umwelt (nachfolgend „Ressort“ ge-
nannt) und der zuständigen Abteilung mit den 
Fachstellen (nachfolgend „zuständige Stelle“ 
genannt) verwaltet. 

 

Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 
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Art. 03 Zuständigkeiten 
1. Für den Vollzug des vorliegenden Werkregle-

ments gelten folgende Zuständigkeiten: 

2. Der Gemeinderat ist zuständig für: 

 a) die Behandlung von Beschwerden gegen 
Verfügungen und Anordnungen des zuständi-
gen Ressorts; 

 b) die Behandlung von Einsprachen gegen die 
Generelle Entwässerungsplanung (GEP) und 
dessen Verabschiedung; 

 c) die Beantragung der Rechnung und des 
Budgets zuhanden der Gemeindeversamm-
lung; 

 d) die Anpassung des Abwassertarifs im Rah-
men der Kostenentwicklung; 

 e) den Erlass von zusätzlichen Bau- und Be-
triebsvorschriften. 

3. Das Ressort ist zuständig für: 

 a) den Vollzug des vorliegenden Reglements; 

 b) die Erteilung von Bewilligungen und den Er-
lass von Verfügungen; 

 c) die Vorbereitung des Budgets zuhanden 
des Gemeinderates; 

 d) die Vergabe der Aufträge im Rahmen des 
Budgets; 

 e) die Erarbeitung und Nachführung der Gene-
rellen Entwässerungsplanung (GEP); 

 f) den Werkleitungskataster; 

 g) die kurz- und längerfristige Planung der öf-
fentlichen Abwasseranlagen; 

Art. 03 Zuständigkeiten 
1. Für den Vollzug des vorliegenden Werkregle-

ments gelten folgende Zuständigkeiten: 
2. Die Gemeinde ist zuständig für: 

 a) den Vollzug der gesetzlichen Vorschriften, 
sofern weder Bundesrecht noch kantonales 
Recht eine andere Instanz als zuständig be-
zeichnen (Art. 2 Abs. 1 EG GSchG). 

3. Der Gemeinderat ist zuständig für: 

 a) die Behandlung von Beschwerden gegen 
Verfügungen und Anordnungen des zuständi-
gen Ressorts; 

 b) die Behandlung von Einsprachen gegen die 
Generelle Entwässerungsplanung (GEP) und 
dessen Verabschiedung; 

 c) die Beantragung der Rechnung und des 
Budgets zuhanden der Gemeindeversamm-
lung; 

 d) die Anpassung des Abwassertarifs im Rah-
men der Kostenentwicklung; 

 e) den Erlass von zusätzlichen Bau- und Be-
triebsvorschriften. 

4. Das Ressort ist zuständig für: 

 a) den Vollzug des vorliegenden Reglements; 

 b) die Erteilung von Bewilligungen und den Er-
lass von Verfügungen; 

 c) die Vorbereitung des Budgets zuhanden 
des Gemeinderates; 

 d) die Vergabe der Aufträge im Rahmen des 
Budgets; 

 
Art. 03 Abs. 2: 

Zuständigkeitsformulierung ergänzt, da der Hin-
weis gefehlt hat, dass die Gemeinde zuständig ist 
für den Vollzug der gesetzlichen Vorschriften, 
sofern weder Bundesrecht noch kantonales Recht 
eine andere Instanz als zuständig bezeichnet. Die 
Ergänzung ist erforderlich, da diese Zustandsfor-
mulierung nicht nur für das Baubewilligungsver-
fahren, sondern für den gesamten Bereich des 
Gewässerschutzes gilt. 

 

Art. 03 Abs. 3 ff: 

Nummerierungswert des Absatzes sowie der fort-
folgenden Absätze wurden aufgrund des eige-
schobenen neuen Abs. 2 angepasst. 
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 h) die Wahrnehmung der Abwasseraufgaben 
im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens 
gemäss diesem Reglement. 

4. Einzelne Zuständigkeiten können gemäss 
Abs. 3 übertragen werden. 

5. Die zuständige Stelle kann für die Vorberei-
tung der Geschäfte, die Überwachung der An-
lagen und für die Beratung bei Vollzugsaufga-
ben Fachleute beiziehen. 

6. Die zuständige Stelle hat Weisungsbefug-
nisse. 

 e) die Erarbeitung und Nachführung der Gene-
rellen Entwässerungsplanung (GEP); 

 f) den Werkleitungskataster; 

 g) die kurz- und längerfristige Planung der öf-
fentlichen Abwasseranlagen; 

 h) die Wahrnehmung der Abwasseraufgaben 
im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens 
gemäss diesem Reglement. 

5. Einzelne Zuständigkeiten können gemäss 
Abs. 3 übertragen werden. 

6. Die zuständige Stelle kann für die Vorberei-
tung der Geschäfte, die Überwachung der An-
lagen und für die Beratung bei Vollzugsaufga-
ben Fachleute beiziehen. 

7. Die zuständige Stelle hat Weisungsbefug-
nisse. 

Art. 04 Entsorgungsgebiet und GEP 
1. Die Generelle Entwässerungsplanung defi-

niert das Entsorgungsgebiet der Gemeinde 
Glarus Nord. 

2. Die Gemeinde erarbeitet nach den Richtlinien 
des zuständigen kantonalen Departements die 
generelle Entwässerungsplanung (GEP), die 
vom Departement geprüft und genehmigt wird. 

3. Die GEP beinhaltet die strategische Planung 
im Bereich der Siedlungsentwässerung, defi-
niert die nötigen Massnahmen und legt deren 
Umsetzung zeitlich fest. Die GEP gewährleis-
tet einen sachgemässen Gewässerschutz und 
eine zweckmässige Siedlungsentwässerung. 

4. Bewilligungspflichtige Teilprojekte der GEP 
und nachfolgende Änderungen werden nach 

Art. 04 Entsorgungsgebiet und GEP 
1. Die Generelle Entwässerungsplanung defi-

niert das Entsorgungsgebiet der Gemeinde 
Glarus Nord. 

2. Die Gemeinde erarbeitet nach den Richtlinien 
des zuständigen kantonalen Departements die 
generelle Entwässerungsplanung (GEP), die 
vom Departement geprüft und genehmigt wird. 

3. Die GEP beinhaltet die strategische Planung 
im Bereich der Siedlungsentwässerung, defi-
niert die nötigen Massnahmen und legt deren 
Umsetzung zeitlich fest. Die GEP gewährleis-
tet einen sachgemässen Gewässerschutz und 
eine zweckmässige Siedlungsentwässerung. 

4. Bewilligungspflichtige Teilprojekte der GEP 
und nachfolgende Änderungen werden nach 

 
Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 
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Vorprüfung durch das Departement vor dem 
Erlass während 30 Tagen öffentlich aufgelegt. 
Wer ein eigenes schutzwürdiges Interesse 
hat, kann beim Gemeinderat Einsprache er-
heben. Nach Abschluss des Einsprachever-
fahrens verabschiedet der Gemeinderat die 
GEP. 

Vorprüfung durch das Departement vor dem 
Erlass während 30 Tagen öffentlich aufgelegt. 
Wer ein eigenes schutzwürdiges Interesse 
hat, kann beim Gemeinderat Einsprache erhe-
ben. Nach Abschluss des Einspracheverfah-
rens verabschiedet der Gemeinderat die GEP. 

II. Ableitung von Abwasser 

Art. 05 Abwasserbeseitigung 
1. Verschmutztes Abwasser muss via Trenn- 

oder Mischsystem zur Abwasserreinigungsan-
lage abgeleitet werden. 

2. Verschmutztes Abwasser darf nur mit Bewilli-
gung der Gemeinde in ein Gewässer eingelei-
tet oder versickert werden (Art. 7 GSchG). 

3. Nicht verschmutztes Abwasser ist nach den 
Richtlinien des VSA versickern zu lassen. Er-
lauben dies die örtlichen Verhältnisse nicht, so 
kann es - unter Beachtung des übergeordne-
ten Rechts - direkt oder via Trennsystem in ein 
oberirdisches Gewässer geleitet werden. Sind 
die Voraussetzungen nicht gegeben, kann das 
nicht verschmutzte Abwasser der öffentlichen 
Kanalisation zugeleitet werden (Art. 5, Abs. 1 
und Abs. 2 EG GSchG). Bei allen Fällen sind 
nach Möglichkeit und je nach Zustand des Ge-
wässers sowie je nach Kapazität der öffentli-
chen Abwasseranlagen Rückhaltemassnah-
men zu treffen, damit das Wasser bei grossem 
Anfall gleichmässig abfliessen kann. 

4. Stetig anfallendes, nicht verschmutztes Ab-
wasser (z.B. Grund-, Sicker-, Brunnen-, 

Art. 05 Abwasserbeseitigung 
1. Verschmutztes Abwasser muss via Trenn- 

oder Mischsystem zur Abwasserreinigungsan-
lage abgeleitet werden. 

2. Verschmutztes Abwasser muss behandelt 
werden. Es darf nur mit Bewilligung der Ge-
meinde kantonalen Behörde in ein Gewässer 
eingeleitet oder versickert werden (Art. 7 
Abs. 1 GSchG). 

3. Nicht verschmutztes Abwasser ist nach den 
Richtlinien des VSA versickern zu lassen. Er-
lauben dies die örtlichen Verhältnisse nicht, so 
kann es - unter Beachtung des übergeordne-
ten Rechts - direkt oder via Trennsystem in ein 
oberirdisches Gewässer geleitet werden. Sind 
die Voraussetzungen nicht gegeben, kann das 
nicht verschmutzte Abwasser der öffentlichen 
Kanalisation zugeleitet werden (Art. 5, Abs. 1 
und Abs. 2 EG GSchG). Bei allen Fällen sind 
nach Möglichkeit und je nach Zustand des Ge-
wässers sowie je nach Kapazität der öffentli-
chen Abwasseranlagen Rückhaltemassnah-
men zu treffen, damit das Wasser bei grossem 
Anfall gleichmässig abfliessen kann. 

 

Art. 05 Abs. 2: 

Es besteht keine Rechtsgrundlage dazu, dass 
die Gemeinde für die Bewilligung einer Einleitung 
von verschmutztem Abwasser in ein Gewässer 
oder für die Bewilligung einer Versickerung von 
verschmutztem Abwasser zuständig wäre. Diese 
Zuständigkeit obliegt der berufenen kantonalen 
Behörde. 
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Kühlwasser) darf weder direkt noch indirekt 
einer Abwasserreinigungsanlage zugeleitet 
werden. Die kantonale Fachstelle kann Aus-
nahmen bewilligen (Art. 5 Abs. 3 EG GSchG). 

4. Stetig anfallendes, nicht verschmutztes Ab-
wasser (z.B. Grund-, Sicker-, Brunnen-, Kühl-
wasser) darf weder direkt noch indirekt einer 
Abwasserreinigungsanlage zugeleitet werden. 
Die kantonale Fachstelle kann Ausnahmen 
bewilligen (Art. 5 Abs. 3 EG GSchG). 

Art. 06 Verbot der Einleitung schädlicher Ab-
wässer und Stoffe 
1. Es dürfen keine Abwässer direkt oder indirekt 

in die Abwasseranlagen eingeleitet werden, 
die diese schädigen oder deren Reinigungs-
leistung, Betrieb und Unterhalt beeinträchtigen 
oder welche den Anforderungen für die Einlei-
tung gemäss den Bundesvorschriften nicht 
entsprechen. 

2. Abwässer dürfen insbesondere nicht enthal-
ten: 

 a) feste Stoffe und Kadaver; 

 b) Gase und Dämpfe; 

 c) giftige, infektiöse, feuer- und explosionsge-
fährliche sowie radioaktive Stoffe; 

 d) Jauche, Mist- und Silagesäfte, Spritzmittel-
brühen; 

 e) Stoffe, die in der Kanalisation zu Verstop-
fungen führen oder nicht geklärt werden kön-
nen, wie z. B. Sand, Schutt, Asche, Küchen-
abfälle, Metzgereiabfälle, Windeln, Feuchttü-
cher, Katzenstreu, Ablagerungen aus 
Schlammsammlern, Hausklärgruben usw.; 

 f) Öle und Fette, Farben, Lösungsmittel und 
andere schwer abbaubare Stoffe; 

Art. 06 Verbot der Einleitung schädlicher Ab-
wässer und Stoffe 
1. Es dürfen keine Abwässer direkt oder indirekt 

in die Abwasseranlagen eingeleitet werden, 
die diese schädigen oder deren Reinigungs-
leistung, Betrieb und Unterhalt beeinträchtigen 
oder welche den Anforderungen für die Einlei-
tung gemäss den Bundesvorschriften nicht 
entsprechen. 

2. Abwässer dürfen insbesondere nicht enthal-
ten: 

 a) feste Stoffe und Kadaver; 

 b) Gase und Dämpfe; 

 c) giftige, infektiöse, feuer- und explosionsge-
fährliche sowie radioaktive Stoffe; 

 d) Jauche, Mist- und Silagesäfte, Spritzmittel-
brühen; 

 e) Stoffe, die in der Kanalisation zu Verstop-
fungen führen oder nicht geklärt werden kön-
nen, wie z. B. Sand, Schutt, Asche, Küchen-
abfälle, Metzgereiabfälle, Windeln, Feuchttü-
cher, Katzenstreu, Ablagerungen aus 
Schlammsammlern, Hausklärgruben usw.; 

 f) Öle und Fette, Farben, Lösungsmittel und 
andere schwer abbaubare Stoffe; 

 
Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 
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 g) Zement- und kalkhaltiges Abwasser von 
Baustellen usw.; 

 h) saure oder alkalische Flüssigkeiten in 
schädlicher Konzentration. 

3. Anlagen zur Beimischung von Abfällen (z.B. 
Küchenabfallzerkleinerer) dürfen nicht an die 
Abwasseranlagen angeschlossen werden. 

4. Das eigenmächtige Öffnen von Deckeln und 
jede unbefugte Änderung an öffentlichen Ka-
nalisationseinrichtungen sowie das Eingies-
sen von Schmutzwasser und anderer Stoffe 
in die Schächte und Einlaufstellen des öffent-
lichen Kanalisationsnetzes sind verboten, 
ebenso das Ablagern von Gegenständen und 
Materialien auf Schachtdeckeln, Regenein-
läufen usw. 

 g) Zement- und kalkhaltiges Abwasser von 
Baustellen usw.; 

 h) saure oder alkalische Flüssigkeiten in 
schädlicher Konzentration. 

3. Anlagen zur Beimischung von Abfällen (z.B. 
Küchenabfallzerkleinerer) dürfen nicht an die 
Abwasseranlagen angeschlossen werden. 

4. Das eigenmächtige Öffnen von Deckeln und 
jede unbefugte Änderung an öffentlichen Ka-
nalisationseinrichtungen sowie das Eingies-
sen von Schmutzwasser und anderer Stoffe 
in die Schächte und Einlaufstellen des öffent-
lichen Kanalisationsnetzes sind verboten, 
ebenso das Ablagern von Gegenständen und 
Materialien auf Schachtdeckeln, Regenein-
läufen usw. 

Art. 07 Entwässerung von Plätzen 
1. Für Gewässerschutzmassnahmen bei Park-

plätzen, Garagen, Garagenvorplätzen und pri-
vaten Autowaschplätzen gelten die Richtlinien 
des VSA. 

2. Auf Plätzen ohne Anschluss an eine Schmutz-
wasserleitung dürfen keine Gegenstände ge-
waschen werden. 

3. Regenabwasser darf nicht auf Strassen, Geh-
wege oder Plätze der Öffentlichkeit oder von 
Dritten geleitet werden. 

Art. 07 Entwässerung von Plätzen 
1. Für Gewässerschutzmassnahmen bei Park-

plätzen, Garagen, Garagenvorplätzen und pri-
vaten Autowaschplätzen gelten die Richtlinien 
des VSA. 

2. Auf Plätzen ohne Anschluss an eine Schmutz-
wasserleitung dürfen keine Gegenstände ge-
waschen werden. 

3. Regenabwasser darf nicht auf Strassen, Geh-
wege oder Plätze der Öffentlichkeit oder von 
Dritten geleitet werden. 

 
Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 

Art. 08 Schwimmbäder und Teiche 
1. Alle Schwimmbäder sowie deren Nebenanla-

gen (z.B. sanitäre Anlagen) sind an eine 
Schmutzabwasserkanalisation anzuschlies-
sen und die Abwässer dosiert abzuleiten. Über 

Art. 08 Schwimmbäder und Teiche 
1. Alle Schwimmbäder sowie deren Nebenanla-

gen (z.B. sanitäre Anlagen) sind an eine 
Schmutzabwasserkanalisation anzuschlies-
sen und die Abwässer dosiert abzuleiten. Über 

 
Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 
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Ausnahmen entscheidet die kantonale Fach-
stelle. 

2. Überlaufwasser von Zier-, Natur- und Fischtei-
chen ist unter Beachtung der Gewässer-
schutzverordnung (GSchV) versickern zu las-
sen oder mit einer Bewilligung der kantonalen 
Fachstelle einem Oberflächengewässer zuzu-
leiten. 

3. Entleerungswasser beim Reinigen der Teiche 
ist unter Beachtung der Gewässerschutzver-
ordnung dosiert einem Oberflächengewässer 
oder der Kanalisation zuzuleiten. 

4. Der Schlamm auf dem Grunde der Teiche darf 
weder dem Vorfluter noch der Kanalisation zu-
geleitet werden; er ist vorschriftsgemäss zu 
entsorgen. 

Ausnahmen entscheidet die kantonale Fach-
stelle. 

2. Überlaufwasser von Zier-, Natur- und Fischtei-
chen ist unter Beachtung der Gewässer-
schutzverordnung (GSchV) versickern zu las-
sen oder mit einer Bewilligung der kantonalen 
Fachstelle einem Oberflächengewässer zuzu-
leiten. 

3. Entleerungswasser beim Reinigen der Teiche 
ist unter Beachtung der Gewässerschutzver-
ordnung dosiert einem Oberflächengewässer 
oder der Kanalisation zuzuleiten. 

4. Der Schlamm auf dem Grunde der Teiche darf 
weder dem Vorfluter noch der Kanalisation zu-
geleitet werden; er ist vorschriftsgemäss zu 
entsorgen. 

Art. 09 Anschlusspflicht 

1. Im Bereich öffentlicher Kanalisationen muss 
das verschmutzte Abwasser in die Kanalisa-
tion eingeleitet werden (Art. 11 GSchG). 

2. Können Bauten und Anlagen nicht an die Ka-
nalisation angeschlossen werden (Art. 12 Abs. 
2 und Art. 18 GSchG) oder besteht keine An-
schlusspflicht (Art. 11 GSchG), so verfügt das 
Ressort in Zusammenarbeit mit der kantona-
len Fachstelle eine den Verhältnissen und 
dem Recht entsprechende andere, zweck-
mässige Behandlung und Beseitigung der Ab-
wässer (Art. 13 und 18 GSchG). 

3. Bei Landwirtschaftsbetrieben mit erheblichem 
Rindvieh- und/oder Schweinebestand gemäss 
Art. 12 GSchG entscheidet die Gemeinde, ob 
die Voraussetzungen für eine Verwertung der 

Art. 09 Anschlusspflicht 

1. Im Bereich öffentlicher Kanalisationen muss 
das verschmutzte Abwasser in die Kanalisa-
tion eingeleitet werden (Art. 11 GSchG). 

2. Können Bauten und Anlagen nicht an die Ka-
nalisation angeschlossen werden (Art. 12 Abs. 
2 und Art. 18 GSchG) oder besteht keine An-
schlusspflicht (Art. 11 GSchG), so verfügt das 
Ressort in Zusammenarbeit mit der kantona-
len Fachstelle eine den Verhältnissen und 
dem Recht entsprechende andere, zweck-
mässige Behandlung und Beseitigung der Ab-
wässer (Art. 13 und 18 GSchG). 

3. Bei Landwirtschaftsbetrieben mit erheblichem 
Rindvieh- und/oder Schweinebestand gemäss 
Art. 12 GSchG entscheidet die Gemeinde, ob 
die Voraussetzungen für eine Verwertung der 

 

Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 
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häuslichen Abwässer in der Jauchegrube ge-
geben sind (Art. 12 Abs. 4 und Abs. 5 sowie 
Art. 14 GSchG, Art. 12 Abs. 3 GSchV, Art. 8 
Abs. 3 EG GSchG). 

4. Wird durch den Neubau einer Abwasserleitung 
die Anschlussmöglichkeit für bestehende Ge-
bäude geschaffen, so hat der Anschluss mit 
dem Bau der Leitung, oder längstens 24 Mo-
nate nach seiner Vollendung, zu erfolgen. 
Beim Neubau einer Meteorwasserleitung ist 
das unverschmutzte Abwasser, das bisher in 
die Schmutzabwasserleitung gelangte und 
nicht versickerbar ist, unter den gleichen Zeit-
bedingungen einzuleiten. 

5. Das Ressort verfügt den Anschluss und setzt 
dazu eine Frist. 

häuslichen Abwässer in der Jauchegrube ge-
geben sind (Art. 12 Abs. 4 und Abs. 5 sowie 
Art. 14 GSchG, Art. 12 Abs. 3 GSchV, Art. 8 
Abs. 3 EG GSchG). 

4. Wird durch den Neubau einer Abwasserleitung 
die Anschlussmöglichkeit für bestehende Ge-
bäude geschaffen, so hat der Anschluss mit 
dem Bau der Leitung, oder längstens 24 Mo-
nate nach seiner Vollendung, zu erfolgen. 
Beim Neubau einer Meteorwasserleitung ist 
das unverschmutzte Abwasser, das bisher in 
die Schmutzabwasserleitung gelangte und 
nicht versickerbar ist, unter den gleichen Zeit-
bedingungen einzuleiten. 

5. Das Ressort verfügt den Anschluss und setzt 
dazu eine Frist. 

Art. 10 Direktanschlüsse an die Abwasserver-
bandsanlagen 
1. Direktanschlüsse von einzelnen Einleitern  

oder von Gruppeneinleitern an die Verbands-
anlagen sind nur ausnahmsweise in besonde-
ren Situationen möglich. Über den Direktan-
schluss entscheidet im Einzelfall der Abwas-
serverband Glarnerland (AVG) aufgrund der 
besonderen Verhältnisse, nach einem Vorent-
scheid der zuständigen Stelle. Gesuche sind 
über die Gemeinde an den Abwasserverband 
zu richten. 

Art. 10 Direktanschlüsse an die Abwasserver-
bandsanlagen 
1. Direktanschlüsse von einzelnen Einleitern  

oder von Gruppeneinleitern an die Verbands-
anlagen sind nur ausnahmsweise in besonde-
ren Situationen möglich. Über den Direktan-
schluss entscheidet im Einzelfall der Abwas-
serverband Glarnerland (AVG) aufgrund der 
besonderen Verhältnisse, nach einem Vorent-
scheid der zuständigen Stelle. Gesuche sind 
über die Gemeinde an den Abwasserverband 
zu richten. 

 
Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 

Art. 11 Private Verantwortlichkeiten 
1. Als Verantwortliche von privaten Abwasseran-

lagen gelten die Eigentümer oder Baurecht-
nehmer der angeschlossenen Liegenschaften 

Art. 11 Private Verantwortlichkeiten 
1. Als Verantwortliche von privaten Abwasseran-

lagen gelten die Eigentümer oder Baurecht-
nehmer der angeschlossenen Liegenschaften 

 
Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 
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(nachfolgend Eigentümer genannt), nicht aber 
Mieter oder Pächter. 

2. Personengemeinschaften mit zentralem An-
schluss (Stockwerkeigentümer, Eigentümer 
von Reihenhäusern, usw.) haben einen bevoll-
mächtigten Vertreter zu ernennen. 

(nachfolgend Eigentümer genannt), nicht aber 
Mieter oder Pächter. 

2. Personengemeinschaften mit zentralem An-
schluss (Stockwerkeigentümer, Eigentümer 
von Reihenhäusern, usw.) haben einen bevoll-
mächtigten Vertreter zu ernennen. 

Art. 12 Baustellenabwasser 
1. Baustellenabwasser ist nach den einschlägi-

gen Verordnungen, Normen und Richtlinien 
(SIA 431) zu entsorgen. Die Zuständigkeit zur 
Entsorgung dieser Abwässer ist im EG GSchG 
geregelt. 

Art. 12 Baustellenabwasser 
1. Baustellenabwasser ist nach den einschlägi-

gen Verordnungen, Normen und Richtlinien 
(SIA 431) zu entsorgen. Die Zuständigkeit zur 
Entsorgung dieser Abwässer ist im EG GSchG 
geregelt. 

 
Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 

III. Abwasseranlagen 

In diesem Kapitel wurden keine bisherigen Erlasse angepasst. 

IV. Bewilligung und Kontrollen 

In diesem Kapitel wurden keine bisherigen Erlasse angepasst. 

V. Betrieb und Unterhalt 

In diesem Kapitel wurden keine bisherigen Erlasse angepasst. 

VI. Finanzierung 

Art. 29 Öffentliche Anlagen 

1. Die Gemeinde erhebt nach den Vorschriften 
des Erschliessungsreglements verursacher-
gerechte und kostendeckende Gebühren zur 
Finanzierung ihres Aufwands für die öffentli-
chen Abwasseranlagen. 

2. Die Bemessung und Veranlagung der An-
schlussgebühren und der jährlichen Gebühren 
erfolgt nach den Vorschriften dieses Regle-
ments und dem zugehörigen Tarif. 

Art. 29 Öffentliche Anlagen 

1. Die Gemeinde erhebt nach den Vorschriften 
des Erschliessungsreglements verursacher-
gerechte und kostendeckende Gebühren zur 
Finanzierung ihres Aufwands für die öffentli-
chen Abwasseranlagen. 

2. Die Bemessung und Veranlagung der An-
schlussgebühren und der jährlichen Gebühren 
erfolgt nach den Vorschriften dieses Regle-
ments und dem zugehörigen Tarif. 

 

Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 
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Art. 30 Private Anlagen 
1. Die Kosten der privaten Abwasseranlagen so-

wie ihres Anschlusses an das öffentliche Netz 
tragen die Grundeigentümer. 

2. Dienen Anschlüsse oder Anschlussleitungen 
ausnahmsweise Grundstücken mehrerer Par-
teien, sind alle damit verbundenen Kosten von 
diesen betreffenden Parteien selbst aufzutei-
len. 

Art. 30 Private Anlagen 
1. Die Kosten der privaten Abwasseranlagen so-

wie ihres Anschlusses an das öffentliche Netz 
tragen die Grundeigentümer. 

2. Dienen Anschlüsse oder Anschlussleitungen 
ausnahmsweise Grundstücken mehrerer Par-
teien, sind alle damit verbundenen Kosten von 
diesen betreffenden Parteien selbst aufzutei-
len. 

 
Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 

Art. 31 Anschlussgebühren 

1. Mit der Erteilung einer Abwasserbaubewilli-
gung erhebt das Ressort eine einmalige An-
schlussgebühr. Gebührenpflichtig sind die Ei-
gentümer aller neuen Bauten und Anlagen ei-
ner Parzelle, auch wenn von einzelnen Bauten 
und Anlagen kein Abwasser anfällt. 

2. Bemessungsgrundlage ist die Geschossfläche 
(GF) in Quadratmetern gemäss Definition im 
Anhang. Bei Anlagen auf Parzellen ohne Ge-
bäude (z. B. Parkplatzanlage) wird die GF auf-
grund der abflusswirksamen Fläche berech-
net. 

3. Bei Gebäudevergrösserungen und / oder Nut-
zungsänderungen ist für die zusätzliche GF 
die Gebühr zu leisten, unabhängig davon, ob 
zusätzliches Abwasser anfällt. 

4. Grosse Hallen über 600 m2 GF und ohne nen-
nenswerten Wasserbezug (z.B. Kirchen, La-
gergebäude o. ä.) werden mit einer reduzier-
ten GF veranlagt. Spätere Nutzungsände-run-
gen sind in diesem Falle zusätzlich gebühren-
pflichtig. 

Art. 31 Anschlussgebühren 

1. Mit der Erteilung einer Abwasserbaubewilli-
gung erhebt das Ressort eine einmalige An-
schlussgebühr. Gebührenpflichtig sind die Ei-
gentümer aller neuen Bauten und Anlagen ei-
ner Parzelle, auch wenn von einzelnen Bauten 
und Anlagen kein Abwasser anfällt. 

2. Bemessungsgrundlage ist die Geschossfläche 
(GF) in Quadratmetern gemäss Definition im 
Anhang. Bei Anlagen auf Parzellen ohne Ge-
bäude (z. B. Parkplatzanlage) wird die GF auf-
grund der abflusswirksamen Fläche berech-
net. 

3. Bei Gebäudevergrösserungen und / oder Nut-
zungsänderungen ist für die zusätzliche GF 
die Gebühr zu leisten, unabhängig davon, ob 
zusätzliches Abwasser anfällt. 

4. Grosse Hallen über 600 m2 GF und ohne nen-
nenswerten Wasserbezug (z.B. Kirchen, La-
gergebäude o. ä.) werden mit einer reduzier-
ten GF veranlagt. Spätere Nutzungsände-run-
gen sind in diesem Falle zusätzlich gebühren-
pflichtig. 

 

Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 
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5. Bei Parzellen, bei denen das nicht ver-
schmutzte Abwasser von mindestens 80 % 
der versiegelten Fläche versickert oder ohne 
Benützung von öffentlichen Abwasseranlagen 
abgeleitet wird, wird eine Reduktion gewährt. 
Im Tarif ist die Reduktion festgelegt. Werden 
diese Voraussetzungen erst zu einem späte-
ren Zeitpunkt geschaffen, besteht kein An-
spruch auf Rückerstattung der Reduktion der 
ursprünglichen Anschlussgebühr. 

6. Wird ein Gebäude, für das die einmalige An-
schlussgebühr erhoben worden ist, abgebro-
chen, oder durch Brand sowie ähnliche Ereig-
nisse zerstört und an dessen Stelle eine Neu-
baute errichtet, so wird die ursprüngliche GF 
bei der Festsetzung der neuen Anschlussge-
bühr angerechnet. Die Unterlagen bezüglich 
der abzubrechenden Fläche sind nach SN 504 
416 (SIA 416) zur erheben und der zuständi-
gen Stelle einzureichen. Wird die GF verklei-
nert, besteht kein Anspruch auf die Rücker-
stattung eines Teils der ursprünglichen An-
schlussgebühr. Wer die Anrechnung bean-
sprucht, ist beweispflichtig. 

5. Bei Parzellen, bei denen das nicht ver-
schmutzte Abwasser von mindestens 80 % 
der versiegelten Fläche versickert oder ohne 
Benützung von öffentlichen Abwasseranlagen 
abgeleitet wird, wird eine Reduktion gewährt. 
Im Tarif ist die Reduktion festgelegt. Werden 
diese Voraussetzungen erst zu einem späte-
ren Zeitpunkt geschaffen, besteht kein An-
spruch auf Rückerstattung der Reduktion der 
ursprünglichen Anschlussgebühr. 

6. Wird ein Gebäude, für das die einmalige An-
schlussgebühr erhoben worden ist, abgebro-
chen, oder durch Brand sowie ähnliche Ereig-
nisse zerstört und an dessen Stelle eine Neu-
baute errichtet, so wird die ursprüngliche GF 
bei der Festsetzung der neuen Anschlussge-
bühr angerechnet. Die Unterlagen bezüglich 
der abzubrechenden Fläche sind nach SN 504 
416 (SIA 416) zur erheben und der zuständi-
gen Stelle einzureichen. Wird die GF verklei-
nert, besteht kein Anspruch auf die Rücker-
stattung eines Teils der ursprünglichen An-
schlussgebühr. Wer die Anrechnung bean-
sprucht, ist beweispflichtig. 

Art. 32 Jährliche Gebühren Schmutzabwasser 

1. Zur Finanzierung der öffentlichen Abwasser-
anlagen und der zentralen Abwasserreini-
gungsanlage haben die Eigentümer der Bau-
ten und Anlagen, von welchen Abwasser über 
öffentliche Abwasseranlagen entsorgt wird, 
jährliche Gebühren zu entrichten. 

2. Die jährliche Gebühr für Schmutzabwasser 
wird in Form eines degressiven Staffeltarifs 

Art. 32 Jährliche Gebühren Schmutzabwasser 

1. Zur Finanzierung der öffentlichen Abwasser-
anlagen und der zentralen Abwasserreini-
gungsanlage haben die Eigentümer der Bau-
ten und Anlagen, von welchen Abwasser über 
öffentliche Abwasseranlagen entsorgt wird, 
jährliche Gebühren zu entrichten. 

2. Die jährliche Gebühr für Schmutzabwasser 
wird in Form eines degressiven Staffeltarifs 

 

Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 
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aufgrund des Wasserverbrauches in Kubikme-
ter pro Jahr nach Wasserzähler oder aufgrund 
einer Abwassermengenmessung erhoben. 
Die Gebührenpflicht gilt, solange der An-
schluss besteht. 

3. Bei Neuanschlüssen an die öffentliche Kanali-
sation wird die Gebühr anteilsmässig ab dem 
Zeitpunkt des Anschlusses an die öffentlichen 
Anlagen erhoben. 

4. Für Anschlüsse, welche aus speziellen Grün-
den keine Wasserzähler besitzen oder dessen 
Einbau nicht möglich ist, kann das Ressort die 
Abwassermenge festsetzen. 

5. Für Anschlüsse mit vorübergehend fehlendem 
Wasserzähler oder von nicht verschmutztem 
Abwasser bei Trockenwetter, das nicht ge-
messen wird (z. B. Drainagewasser), wird die-
jenige Menge, welche dem mutmasslichen Ab-
wasseranfall bei maximal möglicher Nutzung 
entspricht, vom Ressort festgesetzt. 

6. Besteht auf einer Liegenschaft eine erhebliche 
Differenz zwischen Wasserbezug und Abwas-
seranfall (Gärtnereien, Gewerbe, Industrie, 
usw.), so kann die Abwassermenge auf 
Wunsch des Eigentümers mittels zusätzlicher 
Wasserzählern separat erhoben werden. Das-
selbe gilt bei Nutzung von Regenabwasser, 
welches verschmutzt wird. Die zuständige 
Stelle bestimmt die Lage und die Grösse des 
erforderlichen Wasserzählers gemäss Regle-
ment über die Wasserversorgung. Der Was-
serzähler ist im Eigentum der Gemeinde und 

aufgrund des Wasserverbrauches in Kubikme-
ter pro Jahr nach Wasserzähler oder aufgrund 
einer Abwassermengenmessung erhoben. 
Die Gebührenpflicht gilt, solange der An-
schluss besteht. 

3. Bei Neuanschlüssen an die öffentliche Kanali-
sation wird die Gebühr anteilsmässig ab dem 
Zeitpunkt des Anschlusses an die öffentlichen 
Anlagen erhoben. 

4. Für Anschlüsse, welche aus speziellen Grün-
den keine Wasserzähler besitzen oder dessen 
Einbau nicht möglich ist, kann das Ressort die 
Abwassermenge festsetzen. 

5. Für Anschlüsse mit vorübergehend fehlendem 
Wasserzähler oder von nicht verschmutztem 
Abwasser bei Trockenwetter, das nicht ge-
messen wird (z. B. Drainagewasser), wird die-
jenige Menge, welche dem mutmasslichen Ab-
wasseranfall bei maximal möglicher Nutzung 
entspricht, vom Ressort festgesetzt. 

6. Besteht auf einer Liegenschaft eine erhebliche 
Differenz zwischen Wasserbezug und Abwas-
seranfall (Gärtnereien, Gewerbe, Industrie, 
usw.), so kann die Abwassermenge auf 
Wunsch des Eigentümers mittels zusätzlicher 
Wasserzählern separat erhoben werden. Das-
selbe gilt bei Nutzung von Regenabwasser, 
welches verschmutzt wird. Die zuständige 
Stelle bestimmt die Lage und die Grösse des 
erforderlichen Wasserzählers gemäss Regle-
ment über die Wasserversorgung. Der Was-
serzähler ist im Eigentum der Gemeinde und 
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wird von dieser zur Verfügung gestellt und un-
terhalten. 

7. Für vorübergehende Abwassereinleitung (z. B. 
Baustellenabwasser) wird die Höhe der Ge-
bühr nach eingeleiteter Menge vom Ressort 
festgelegt. Je nach Situation kann vom Ress-
ort eine Pauschale festgelegt werden. 

wird von dieser zur Verfügung gestellt und un-
terhalten. 

7. Für vorübergehende Abwassereinleitung (z. B. 
Baustellenabwasser) wird die Höhe der Ge-
bühr nach eingeleiteter Menge vom Ressort 
festgelegt. Je nach Situation kann vom Ress-
ort eine Pauschale festgelegt werden. 

Art. 33 Verschmutzungszuschlag 

1. Für Abwasser mit erhöhtem Verschmutzungs-
grad können nach den Vorgaben der kanto-
nalen Fachstelle die Gebühren speziell fest-
gelegt werden. Der Nachweis über den Ver-
schmutzungsgrad ist vom Verursacher zu er-
bringen. 

2. Der Betreiber kann verpflichtet werden, die 
Einrichtungen zur Bestimmung der Schmutz-
stofffracht auf eigene Kosten zu erstellen. 

3. Für die Verschmutzung durch Bautätigkeiten 
von bewilligungspflichtigen Bauten wird eine 
Gebühr erhoben. 

Art. 33 Verschmutzungszuschlag 

1. Für Abwasser mit erhöhtem Verschmutzungs-
grad können nach den Vorgaben der kanto-
nalen Fachstelle die Gebühren speziell fest-
gelegt werden. Der Nachweis über den Ver-
schmutzungsgrad ist vom Verursacher zu er-
bringen. 

2. Der Betreiber kann verpflichtet werden, die 
Einrichtungen zur Bestimmung der Schmutz-
stofffracht auf eigene Kosten zu erstellen. 

3. Für die Verschmutzung durch Bautätigkeiten 
von bewilligungspflichtigen Bauten wird eine 
Gebühr erhoben. Bei allen melde- und bewilli-
gungspflichtigen Bauten und Anlagen wird 
generell eine Gebühr für die Verschmutzung 
der öffentlichen Kanalisation durch Bautätig-
keiten erhoben. 

 

Art. 33 Abs. 3: 

Der Absatz wurde im Hinblick auf das Legalitäts-
prinzip (Abgabeobjekt, Abgabesubjekt, Abgabe-
höhe) präzisiert. 

Art. 34 Jährliche Gebühren Regenabwasser 

1. Für Regenabwasser, das in die öffentliche Ka-
nalisation eingeleitet wird, ist eine Gebühr ge-
mäss der entwässerten Fläche zu bezahlen. 
Als entwässerte Flächen gelten alle versiegel-
ten Flächen (Dächer, (Vor-)Plätze, Wege, 
Strassen), von denen Regenabwasser in die 
öffentliche Kanalisation eingeleitet wird. 

Art. 34 Jährliche Gebühren Regenabwasser 

1. Für Regenabwasser, das in die öffentliche Ka-
nalisation eingeleitet wird, ist eine Gebühr ge-
mäss der entwässerten Fläche zu bezahlen. 
Als entwässerte Flächen gelten alle versiegel-
ten Flächen (Dächer, (Vor-)Plätze, Wege, 
Strassen), von denen Regenabwasser in die 
öffentliche Kanalisation eingeleitet wird. 

 

Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 
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2. Als entwässerte Fläche wird die befestigte Flä-
che gemäss Amtlicher Vermessung einge-
setzt. 

3. Zur Geltendmachung der tatsächlichen ent-
wässerten Fläche muss der Eigentümer den 
Nachweis erbringen. 

4. Wird das Regenabwasser nur von einer mini-
malen Fläche eingeleitet, muss keine Gebühr 
gezahlt werden. Die minimale Fläche ist im Ta-
rif definiert. 

2. Als entwässerte Fläche wird die befestigte Flä-
che gemäss Amtlicher Vermessung einge-
setzt. 

3. Zur Geltendmachung der tatsächlichen ent-
wässerten Fläche muss der Eigentümer den 
Nachweis erbringen. 

4. Wird das Regenabwasser nur von einer mini-
malen Fläche eingeleitet, muss keine Gebühr 
gezahlt werden. Die minimale Fläche ist im Ta-
rif definiert. 

Art. 35 Finanzierung von Umlegungen oder An-
passungen 
1. Die Kostentragung der Umlegung einer öffent-

lichen Abwasseranlage in privaten Grundstü-
cken richtet sich nach vorhandenem Durchlei-
tungsvertrag und wenn keiner vorhanden ist, 
nach Art. 693 ZGB. 

2. Wenn eine öffentliche Abwasseranlage aufge-
hoben und an einen anderen Ort verlegt wird, 
sind die Kosten für die Anpassung des An-
schlusses der Feinerschliessung durch des-
sen Verursacher zu tragen. 

3. Verlangt ein Interessent die Verlegung von öf-
fentlichen Abwasserversorgungsanlagen, so 
hat er die Baukosten zu bevorschussen bis die 
entsprechende Finanzierung gewährleistet ist. 

4. Wenn die gesetzlichen Vorschriften geändert 
werden, sind die Kosten für die Anpassung der 
Feinerschliessung durch deren Eigentümer zu 
tragen. 

 

 

Art. 35 Finanzierung von Umlegungen oder An-
passungen 
1. Die Kostentragung der Umlegung einer öffent-

lichen Abwasseranlage in privaten Grundstü-
cken richtet sich nach vorhandenem Durchlei-
tungsvertrag und wenn keiner vorhanden ist, 
nach Art. 693 ZGB. 

2. Wenn eine öffentliche Abwasseranlage aufge-
hoben und an einen anderen Ort verlegt wird, 
sind die Kosten für die Anpassung des An-
schlusses der Feinerschliessung durch des-
sen Verursacher zu tragen. 

3. Verlangt ein Interessent die Verlegung von öf-
fentlichen Abwasserversorgungsanlagen, so 
hat er die Baukosten zu bevorschussen bis die 
entsprechende Finanzierung gewährleistet ist. 

4. Wenn die gesetzlichen Vorschriften geändert 
werden, sind die Kosten für die Anpassung der 
Feinerschliessung durch deren Eigentümer zu 
tragen. 
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Art. 36 Pflichtige Schuldner 
1. Die einmaligen Anschlussgebühren schuldet, 

wer im Zeitpunkt der Fälligkeit Eigentümer der 
angeschlossenen Liegenschaft ist. Überdies 
schulden alle Nacherwerber die Gebühren, die 
im Zeitpunkt ihres Liegenschaftserwerbes 
noch ausstehen. 

2. Die jährlichen Gebühren schulden die jeweili-
gen Eigentümer der Liegenschaft. 

3. Die Aufteilung der jährlichen Gebühren für 
Schmutzabwasser auf Mieter obliegt dem je-
weiligen Eigentümer der Liegenschaft. 

4. Beim gemeinsamen Miteigentum ist ein die 
verantwortliche Verwaltungsstelle für den 
Empfang, die Verteilung und die Bezahlung 
der Rechnung zu bestimmen. Ist keine verant-
wortliche Verwaltungsstelle bestimmt, wird die 
Rechnung einem der Miteigentümer zur Zah-
lung zugestellt. 

5. Bei subjektiv-dinglichem Eigentum erfolgt die 
Aufteilung der Regenabwassergebühren 
durch die zuständige Stelle. 

Art. 36 Pflichtige Schuldner 
1. Die einmaligen Anschlussgebühren schuldet, 

wer im Zeitpunkt der Fälligkeit Eigentümer der 
angeschlossenen Liegenschaft ist. Überdies 
schulden alle Nacherwerber die Gebühren, die 
im Zeitpunkt ihres Liegenschaftserwerbes 
noch ausstehen. 

2. Die jährlichen Gebühren schulden die jeweili-
gen Eigentümer der Liegenschaft. 

3. Die Aufteilung der jährlichen Gebühren für 
Schmutzabwasser auf Mieter obliegt dem je-
weiligen Eigentümer der Liegenschaft. 

4. Beim gemeinsamen Miteigentum ist ein die 
verantwortliche Verwaltungsstelle für den 
Empfang, die Verteilung und die Bezahlung 
der Rechnung zu bestimmen. Ist keine verant-
wortliche Verwaltungsstelle bestimmt, wird die 
Rechnung einem der Miteigentümer zur Zah-
lung zugestellt. 

5. Bei subjektiv-dinglichem Eigentum erfolgt die 
Aufteilung der Regenabwassergebühren 
durch die zuständige Stelle. 

 
Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 

Art. 37 Handänderung 

1. Jeder Eigentümerwechsel einer Liegenschaft 
ist dem Ressort nach Vertragsunterzeichnung 
frühzeitig, unter Angabe des bisherigen und 
des neuen Eigentümers sowie des Zeitpunk-
tes des Wechsels, zu melden. Der bisherige 
Eigentümer ist kostenpflichtig für die Abwas-
serentsorgung bis zur ordentlichen Ablesung 
des Wasserzählers. 

Art. 37 Handänderung 

1. Jeder Eigentümerwechsel einer Liegenschaft 
ist dem Ressort nach Vertragsunterzeichnung 
frühzeitig, unter Angabe des bisherigen und 
des neuen Eigentümers sowie des Zeitpunk-
tes des Wechsels, zu melden. Der bisherige 
Eigentümer ist kostenpflichtig für die Abwas-
serentsorgung bis zur ordentlichen Ablesung 
des Wasserzählers. 

 

Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 
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2. Für Gebühren bei leerstehenden Räumen 
oder Wohnungen und unbenützten Anlagen ist 
der Eigentümer kostenpflichtig. 

2. Für Gebühren bei leerstehenden Räumen 
oder Wohnungen und unbenützten Anlagen ist 
der Eigentümer kostenpflichtig. 

Art. 38 Rechnungsstellung und Zahlungsfällig-
keiten 
1. Die jährlichen Gebühren werden halbjährlich 

oder jährlich durch das Ressort in Rechnung 
gestellt. Bei Verursachern von grossen Ab-
wassermengen können auch zwischenzeitlich 
Teilzahlungen verlangt werden. 

2. Die Rechnungen sind 30 Tage nach deren 
Ausstellungsdatum zur Zahlung fällig. Für ver-
spätete Zahlungen wird eine Mahngebühr er-
hoben. 

Art. 38 Rechnungsstellung und Zahlungsfällig-
keiten 
1. Die jährlichen Gebühren werden halbjährlich 

oder jährlich durch das Ressort in Rechnung 
gestellt. Bei Verursachern von grossen Ab-
wassermengen können auch zwischenzeitlich 
Teilzahlungen verlangt werden. 

2. Die Rechnungen sind 30 Tage nach deren 
Ausstellungsdatum zur Zahlung fällig. Für ver-
spätete Zahlungen wird eine Mahngebühr er-
hoben. 

 

Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 

Art. 39 Verzugsfolgen 

1. Die Gemeinde oder deren Beauftragte können 
säumige Zahler durch Betreibung auf Pfän-
dung oder Konkurs oder auf Grundpfandver-
wertung im Sinne von Art. 227a EG ZGB be-
langen. 

2. Für die Zwangsvollstreckung gelten die Best-
immungen des Verwaltungsrechtspflegege-
setzes. 

Art. 39 Verzugsfolgen 

1. Die Gemeinde oder deren Beauftragte können 
säumige Zahler durch Betreibung auf Pfän-
dung oder Konkurs oder auf Grundpfandver-
wertung im Sinne von Art. 227a EG ZGB be-
langen. 

2. Für die Zwangsvollstreckung gelten die Best-
immungen des Verwaltungsrechtspflegege-
setzes. 

 

Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 

VII. Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Art. 40 Rechtsschutz 
1. Gegen Beschlüsse und Verfügungen des Res-

sorts, welche gestützt auf das vorliegende 
Reglement ergehen, kann innert 30 Tagen, 
von der Zustellung an gerechnet, beim Ge-
meinderat Beschwerde geführt werden. 

 

Art. 40 Rechtsschutz 
1. Gegen Beschlüsse und Verfügungen des Res-

sorts, welche gestützt auf das vorliegende 
Reglement ergehen, kann innert 30 Tagen, 
von der Zustellung an gerechnet, beim Ge-
meinderat Beschwerde geführt werden. 

 
Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 
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Art. 41 Strafbestimmungen 
1. Wer gegen die Vorschriften dieses Regle-

ments verstösst oder gestützt darauf erlas-
sene Verfügungen des Ressorts und des Ge-
meinderates trotz Hinweis auf die Strafandro-
hung dieses Artikels nicht befolgt, wird mit Haft 
oder Busse bestraft. Vorbehalten bleibt die An-
wendung der kantonalen oder eidgenössi-
schen Strafbestimmungen. 

2. Der Gemeinderat kann Bussen bis 2'000 Fran-
ken ausfällen. 

Art. 41 Strafbestimmungen 
1. Wer gegen die Vorschriften dieses Regle-

ments verstösst oder gestützt darauf erlas-
sene Verfügungen des Ressorts und des Ge-
meinderates trotz Hinweis auf die Strafandro-
hung dieses Artikels nicht befolgt, wird mit Haft 
oder Busse bestraft. Vorbehalten bleibt die An-
wendung der kantonalen oder eidgenössi-
schen Strafbestimmungen. 

2. Der Gemeinderat kann Bussen bis 2'000 Fran-
ken ausfällen. 

 
Keine Änderung des Erlasses vorgenommen. 

Art. 42 Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen 

1. Dieses Reglement tritt per 01.01.2023 in Kraft. 

2. Mit diesem Reglement werden alle bisherigen 
Erlasse aufgehoben. 

Art. 42 Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen 

1. Dieses Reglement tritt per 01.01.2027 in Kraft. 

2. Mit diesem Reglement werden alle bisherigen 
Erlasse aufgehoben. 

 

Art. 42 Abs. 1: 

Datumsanpassung der Inkrafttretung. 

 

 

 

 

Niederurnen, 09.09.2026 02.05.03 / 2017-40 


